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Drucksache 902 


Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Atomkern energie und Wasserwirtschaft 

(26. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zu dem Übereinkommen vom 20. Dezember 1957 über 
die Gründung der Europäischen Gesellschaft für die Chemische 
Aufarbeitung Bestrahlter Kernbrennstoffe (EUROCHEMIC) 

— Drucksache 600 — 


A. Bericht des Abgeordneten Fürst von Bismarck 


Der Gesetzentwurf — Drucksache 600 — wurde 
dem Ausschuß für Atomkernenergie und Wasser- 
wirtschaft durch einen Beschluß des Bundestages 
vom 21. Januar 1959 federführend sowie dem Aus- 
schuß für auswärtige Angelegenheiten und dem 
Haushaltsausschuß mitberatend überwiesen. Er 
wurde vom federführenden Ausschuß in der Sitzung 
am 28. Januar 1959 beraten; vom Ausschuß für aus- 
wärtige Angelegenheiten liegt eine schriftliche 
Stellungnahme vom 11. Februar 1959 und vom 
Haushaltsausschuß eine solche vom 25. Februar 
1959 vor. Sowohl der federführende Ausschuß als 
auch die mitberatenden Ausschüsse haben dem Bun- 
destag einstimmig empfohlen, dem Gesetzentwurf 
zuzustimmen. 

Das Übereinkommen über die Gründung der 
Europäischen Gesellschaft für die Chemische Auf- 
arbeitung Bestrahlter Kernbrennstoffe {EURO- 
CHEMIC) ist von 12 der 17 Mitgliedstaaten der 
OEEC am 20. Dezember 1957 abgeschlossen wor- 
den; die Vertragspartner sind die Bundesrepublik 
Deutschland, Österreich, Belgien, Dänemark, Frank- 
reich, Italien, Norwegen, die Niederlande, Portugal, 


Schweden, die Schweiz und die Türkei. Es ist beab- 
sichtigt, zur chemischen Aufarbeitung der bei den 
Mitgliedstaaten anfallenden bestrahlten Kernbrenn- 
stoffe eine Gemeinschaftsanlage zu errichten, die 
auch zur Ausbildung von Personal und zur For- 
schung dienen soll. Die Anlage soll in Mol in Belgien 
eingerichtet werden; der Bau wird voraussichtlich 
bis 1961 vollendet sein. Der Betrieb in der Anlaufzeit 
erfordert bis 1964 etwa 20 Millionen Dollar. Die 
EUROCHEMIC, d. h. European Company for the 
Chemical Processing of Irradiated Fuels, ist als 
erstes europäisches Gemeinschaftsunternehmen auf 
dem Atomgebiet besonders interessant. Die gemein- 
same Anlage wird in einer Wirtschaftsform betrie- 
ben, die etwas Neues im internationalen Gesell- 
schaftsrecht darstellt und etwa einer internationalen 
Aktiengesellschaft entspricht. Das Kapital wird 
durch Ausgabe von Aktien aufgebracht. Der deut- 
sche Anteil umfaßt 3,4 Millionen Dollar, d. h. etwa 
14 Millionen DM. Zunächst sollen 20 v. H. des 
Kapitals eingezahlt werden. Die Anlage wird von 
der Sicherheitskontrolle der OEEC erfaßt. Im ein- 
zelnen wird auf die Begründung des Gesetzentwurfs 
in Drucksache 600 verwiesen. 


Bonn, den 26. Februar 1959 

Fürst von Bismarck 

Berichterstatter 


Allsschußantrag umseitig 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 600 — unverän- 
dert anzunehmen. 


Bonn, den 26. Februar 1959 


Der Ausschuß für Atomkernenergie 
und Wasserwirtschaft 

Dr. Dehler Fürst von Bismarck 

Vorsitzender Berichterstatter 


2 



